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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Contre l'avis du chef du DFAE, le Conseil des Etats a adopté à une large majorité la
motion Zimmerli (udc, BE) demandant un nouvel article 2 de la Constitution
définissant de façon plus détaillée les objectifs et les moyens de la politique étrangère
de la Suisse. Contrairement à la motion de la commission des affaires étrangères du
Conseil national mentionnée plus haut, celle de Zimmerli ne prévoit pas un
réaménagement des compétences entre le Conseil fédéral et le parlement, mais exige
une redéfinition claire des grands axes de l'action de la Confédération face aux
transformations que connaît la société internationale. Cette nouvelle disposition
constitutionnelle devrait déterminer l'indépendance de la Suisse, mentionner la
politique active en faveur de la paix et des droits de l'homme, proclamer la foi en la
solidarité internationale. Pour le député bernois, une telle modification de la
Constitution aurait pour effet de dynamiser la politique extérieure et de lui donner une
plus grande transparence. De plus, cela permettrait de susciter un débat public de fond
sur l'avenir des relations de la Suisse avec l'étranger et ainsi de clarifier auprès de la
population les grandes lignes de la politique étrangère. Dans sa réponse, le chef du
DFAE a déclaré qu'il redoutait que l'on fige ainsi la politique extérieure de la Suisse
alors que le monde est en rapide mutation. 1

MOTION
DATUM: 16.09.1991
ANDRÉ MACH

Im November 2022 reichten die Aussenpolitischen Kommissionen beider Räte zwei fast
gleichlautende Kommissionsmotionen zur Unterstützung der iranischen
Zivilgesellschaft ein. Während sowohl die APK-NR (Mo. 22.4278) als auch die APK-SR
(Mo. 22.4274) den Bundesrat damit beauftragen wollten, angemessene Massnahmen zu
ergreifen, um die iranische Zivilgesellschaft in ihrem Kampf für Frauen- und
Menschenrechte zu unterstützen, forderte die nationalrätliche Motion zusätzlich die
vollständige Übernahme der EU-Sanktionen gegen Mitglieder des iranischen Regimes.
Beide Kommissionen begründeten ihre Vorstösse damit, dass das iranische Regime mit
physischer Gewalt gegen die zivilgesellschaftlichen Proteste vorgehe und iranische
NGOs daher finanziell und durch weitere geeignete Massnahmen unterstützt werden
müssten. 
Eine Kommissionsminderheit Nidegger (svp, GE) in der APK-NR und eine
Kommissionsminderheit Chiesa (svp, TI) in der APK-SR beantragten, die Motionen
abzulehnen. Auch der Bundesrat sprach sich für die Ablehnung beider Motionen aus, da
die Schweiz bereits mit mehreren diplomatischen Interventionen auf bilateraler und
multilateraler Ebene auf die jüngsten Entwicklungen reagiert habe. Das EDA führe
zudem einen Menschenrechtsdialog mit dem Iran und spreche dabei auch Einzelfälle
von Menschenrechtsverletzungen gezielt und offen an. Eine Unterstützung von
zivilgesellschaftlichen Organisationen sei mit erheblichen Risiken verbunden, da
Vergeltungsmassnahmen gegen diese Organisationen ergriffen werden könnten,
argumentierte der Bundesrat weiter. Die Schweiz arbeite gemäss dem Vorsorgeprinzip
mit internationalen Organisationen zusammen, unter anderem unterstütze das EDA
Projekte des UNICEF und des OHCHR im Bereich der Jugendjustiz. Die Schweizer
Botschaft in Teheran fördere zudem NGO-Projekte in den Bereichen Entwicklung,
humanitäre Hilfe und menschliche Sicherheit zugunsten der iranischen Bevölkerung.
Der Bundesrat gewichte schliesslich die besondere Rolle der Schweiz mit ihren
Schutzmachtmandaten höher als den möglichen Effekt zusätzlicher Sanktionen gegen
den bereits stark sanktionierten Iran.

Während der Ständerat die Motion seiner APK in der Frühjahrssession mit 20 zu 19
Stimmen (bei 1 Enthaltung) aufgrund der Gegenstimmen der FDP-, SVP- und einiger
Mitte-Mitglieder knapp ablehnte, beschloss der Nationalrat mit 105 zu 65 Stimmen (bei
4 Enthaltungen) gegen den Willen der SVP- und der FDP-Fraktion die Annahme der
Motion seiner Kommission. Im Ständerat standen vor allem die wichtige Rolle der
Schweiz mit ihren Schutzmachtmandaten im Iran und der privilegierte diplomatische
Zugang zum Regime im Vordergrund. Auch in der nationalrätlichen Debatte wurden
diese Bedenken aufgeworfen, verfingen aber bei der Ratsmehrheit nicht. Nationalrat
Walder (gp, GE) warnte etwa davor, dass der Iran nicht davon ausgehen dürfe, dass ihm
die Gewährung von Schutzmachtmandaten eine Vorzugsbehandlung durch die
Schutzmächte garantiere. Die Menschenrechtsbilanz des Iran sei seit Jahren dramatisch
und ein Verzicht auf weitere Sanktionen könnte als Unterstützung des Regimes

MOTION
DATUM: 22.11.2022
AMANDO AMMANN
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interpretiert werden. 2

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2023 mit der Motion der APK-NR zur
Unterstützung der iranischen Zivilgesellschaft (Mo. 22.4278), nachdem er eine ähnliche
Motion seiner eigenen APK (Mo. 22.4274) bereits abgelehnt hatte.
Daniel Jositsch berichtete für die Mehrheit der vorberatenden APK-SR, dass diese die
Motion zur Annahme beantrage, jedoch noch eine Änderung vornehmen möchte: Der
Bundesrat solle weiterhin beauftragt werden, «soweit sinnvoll und angemessen
Massnahmen zu ergreifen, um die iranische Zivilgesellschaft in ihrem Kampf für Frauen-
und Menschenrechte zu unterstützen». Die Forderung, die Sanktionen der EU gegen
den Iran vollständig zu übernehmen, soll jedoch gestrichen werden. Die
Kommissionsmehrheit ziehe es vor, wenn der Bundesrat im Rahmen des
Schutzmachtmandats für den Iran versuche, die Menschenrechtssituation zu
stabilisieren. Marco Chiesa (svp, TI) vertrat die Minderheit der Kommission, die die
gesamte Motion zur Ablehnung beantragte. Chiesa warnte davor, die guten
diplomatischen Beziehungen mit dem Iran aufs Spiel zu setzen. Der Bundesrat solle
lieber wie bis anhin in diesem Rahmen die Menschenrechtslage sowie die immer noch
existierende Todesstrafe ansprechen. Aussenminister Cassis erläuterte, dass der
Bundesrat das Anliegen unterstütze, der iranischen Zivilbevölkerung zu helfen. Die
Schweiz versuche bei allen möglichen Gelegenheiten, die Unterdrückung der
Zivilgesellschaft und insbesondere der Frauen zu diskutieren und zu verurteilen. Man
müsse jedoch vorsichtig agieren, denn jede direkte Unterstützung iranischer
Menschenrechtsorganisationen könne diese in Gefahr bringen. Die Schweiz habe
aufgrund der verschiedenen Schutzmachtmandate und aufgrund der eigenständigen
und differenzierten Aussenpolitik jedoch einen privilegierten Zugang zum Iran. Diesen
Zugang gelte es nun auf intelligente und sinnvolle Weise zu nutzen, um einen
«maximalen impact» zu erzielen. Der Aussenminister schloss mit der Bemerkung, dass
der Bundesrat die abgeänderte Motion unterstütze. Die kleine Kammer nahm den
abgeänderten Vorstoss mit 29 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 3

MOTION
DATUM: 28.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Suite à différentes interventions parlementaires sur la crise du Golfe lors de la session
spéciale du mois de janvier, et à une motion du groupe socialiste (transmise comme
postulat), le Conseil fédéral s'est engagé à soumettre rapidement aux Chambres un
message concernant la création de dispositions légales en vue de la réalisation d'un
contingent suisse de casques bleus. Un projet de loi a été mis en consultation en 1991.
L'action des casques bleus pour le maintien de la paix sera réglementée par les quatre
principes suivants: les casques bleus ne participent pas au conflit, ne sont armés que
pour leur défense personnelle, ne s'interposent qu'entre les belligérants qui acceptent
leur intervention et la Suisse restera libre de sa décision pour chaque cas. Les casques
bleus seront des volontaires ayant déjà fait leur école de recrue et qui auront été
formés en Suisse; ils seront engagés pour une période de six mois, laquelle sera déduite
de leur service militaire. Les coûts annuels se monteront à plus de 60 millions de francs
pour la préparation, la formation et le matériel. Le Conseil fédéral estime qu'un tel
engagement est compatible avec la neutralité de la Suisse et n'est que le prolongement
ou la version moderne de sa politique des bons offices. 4

MOTION
DATUM: 21.06.1991
ANDRÉ MACH

Anfang Dezember 2021 reichten Marco Chiesa (svp, TI; Mo. 21.4376) im Ständerat und
die SVP-Fraktion im Nationalrat (Mo. 21.4364) zwei identische Motionen mit dem Titel
«Keine Kandidatur für den UNO-Sicherheitsrat» ein, die den Bundesrat dazu
aufforderten, auf die Schweizer Kandidatur für den nichtständigen Sitz im
Sicherheitsrat zu verzichten. Die Motionäre begründeten ihr Anliegen damit, dass
Kapitel VII der UNO-Charta nebst nichtmilitärischen Sanktionen auch militärische
Interventionen vorsehe, welche durch die Sicherheitsratsmitglieder getragen werden
müssten. Derartige Massnahmen seien weder mit der Schweizer Neutralität, noch mit
ihrer Unabhängigkeit vereinbar. Darüber hinaus würde die spezielle Bedeutung der
schweizerischen «Guten Dienste» untergraben und die Schweiz müsste sich zu
komplexen Problemen äussern, zu deren Lösung sie ausserhalb des Sicherheitsrats
mehr beitragen könne. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung beider Motionen und
argumentierte in seiner Stellungnahme, dass eine Sicherheitsratsmitgliedschaft im
Interesse der Schweiz sei. Sie verschaffe der Schweiz Zugang zu wichtigen Regierungen,
zudem könne man sich dadurch stärker für Frieden, Sicherheit und eine regelbasierte

MOTION
DATUM: 02.12.2021
AMANDO AMMANN
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internationale Ordnung einsetzen. Das Mandat sei auch mit der Schweizer Neutralität
vereinbar, weil der Sicherheitsrat keine Streitpartei sei und die Schweiz bereits als
Nichtmitglied dessen Entscheide umsetzen müsse. Ausserdem eröffne die
Mitgliedschaft neue Möglichkeiten, um Gute Dienste anzubieten wie die Beispiele
Deutschlands und Schwedens gezeigt hätten. 
Im Rahmen der ausserordentlichen Session zur UNO-Sicherheitsratskandidatur der
Schweiz, die auf Antrag der SVP im März 2022 durchgeführt wurde, lehnte der Ständerat
den Vorstoss von Chiesa mit 27 zu 11 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab. Nebst den
Ratsmitgliedern der SVP stimmten auch einige Mitte-Politiker und Politikerinnen dafür.
Ähnliches ereignete sich im Nationalrat, wo die Motion der SVP-Fraktion mit 125 zu 56
Stimmen (bei 8 Enthaltungen) abgelehnt wurde. Diese Abstimmungen stellten den
Schluss der ausserordentlichen Session dar. 5

In einer im September 2020 eingereichten Motion verlangte Nationalrat Christian
Dandrès (sp, GE) vom Bundesrat, dass sich die Schweiz für die Beilegung der
kollektiven Arbeitsstreitigkeiten bei der UNO einsetzen müsse, indem sie ihre Guten
Dienste anbiete. Motionär Dandrès führte aus, dass die Arbeitsbedingungen bei der
UNO und deren Sonderorganisationen regelmässig für Konflikte sorgten, auch weil
gewisse Grundprinzipien des kollektiven Arbeitsrechts nicht respektiert würden. Auf
eine Interpellation Rennwald (sp, JU; Ip. 03.3501) habe der Bundesrat im Jahr 2003
geantwortet, dass die Schweiz sich als Sitzstaat nicht für die Verbesserung der
Arbeitsbedingungen bei der UNO einsetzen könne. Dandrès argumentierte nun jedoch,
dass die Schweiz durchaus ihre Guten Dienste zur Beilegung der kollektiven
Arbeitsstreitigkeiten anbieten könne. Dadurch würde man zur Einhaltung der
internationalen Rechte beitragen, zu denen auch die Standards der ILO gehörten. 
Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme, dass die Schweizer Behörden gemäss
Sitzabkommen die Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit der hierzulande ansässigen
internationalen Organisationen garantieren müssen. Durch das Sitzabkommen seien die
Organisationen aber verpflichtet, einen Streitbeilegungsmechanismus einzurichten, der
auch Arbeitskonflikte einschliesse. Die Mitarbeitenden der UNO könnten sich an das
Gericht der Vereinten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten, jene der
Sonderorganisationen an das Verwaltungsgericht der ILO wenden. Als Gaststaat mische
sich die Schweiz nicht in die internen Angelegenheiten der Organisationen ein, auch
weil eine Streitbeilegung politisiert und instrumentalisiert werden könne. Sie könne
sich aber als Mitgliedstaat in den Gremien der internationalen Organisationen
engagieren. Vor diesem Hintergrund beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motion. 
In der Frühjahrssession 2022 erklärte Motionär Dandrès, dass sich die internationalen
Spannungen der letzten Jahre auch auf die Arbeitsverhältnisse im öffentlichen Dienst
ausgewirkt hätten, insbesondere weil gewisse Staaten – wie die USA unter Präsident
Trump – ihre Beiträge gekürzt oder zurückbehalten hätten. Durch das gesunkene
Lohnniveau in den internationalen Organisationen hätten einige Staaten ihren
Beamtinnen und Beamten bei der UNO zusätzliche Gehälter auszahlen müssen. Das
habe Abhängigkeitsverhältnisse geschaffen und schränke aufgrund der abschreckenden
Wirkung zudem den Kreis der Personen ein, die sich auf diese Ämter bewerben würden.
Der Motionär appellierte erneut an den Bundesrat, die Guten Dienste der Schweiz
anzubieten und damit zur Streitbeilegung beizutragen. Aussenminister Cassis pochte
aber auf die Verpflichtungen, die der Schweiz aus dem Sitzabkommen erwachsen
würden. Als Mitgliedstaat nutze die Schweiz informelle Wege und bilaterale Gespräche,
um das Thema zu diskutieren. Die grosse Kammer lehnte die Motion mit 125 zu 65
Stimmen ab, sehr zum Unmut der Fraktionen der SP und der Grünen, die dafür
gestimmt hatten. 6

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN
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Gute Dienste

En réponse à une motion Spielmann (pdt, GE) – finalement transmise comme postulat
par le Conseil national – qui demandait l’intervention de la Suisse dans le conflit entre
le Mexique et les Chiapas, le Conseil fédéral a exprimé sa préoccupation devant la
gravité de la situation. Il a rappelé que la Suisse s’était efforcée de poursuivre son
soutien à l’effort de paix et continuerait à le faire que ce soit directement ou en
soutenant des ONG. La Suisse a d’ailleurs proposé sa médiation au gouvernement
mexicain, mais ce dernier a campé sur sa position de considérer le problème des
Chiapas comme une affaire intérieure. 7

MOTION
DATUM: 09.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

A de nombreuses reprises, les parlementaires suisses se sont préoccupés de la
situation au Kosovo, réclamant des mesures ou des informations dans le domaine de
l’asile, de la coopération humanitaire ou l’intervention de la Suisse comme instance de
médiation. Concernant ce dernier point, une motion Ruffy (ps, VD) a été transmise
demandant l’organisation d’une conférence internationale sur le Kosovo et la
suspension des négociations avec le Gouvernement Milosevic. Malgré la proposition du
gouvernement de la transformer en postulat, cette motion a été acceptée par 48 voix
contre 32 par la chambre du peuple. Par contre, la chambre des cantons a préféré, par
30 voix contre 5, suivre l’avis de sa CPE qui avait opté pour la solution moins
contraignante du postulat. Le président de la Confédération Flavio Cotti a rappelé à
cette occasion que la Suisse faisait tout son possible pour une résolution pacifique de
la crise du Kosovo et qu’elle avait proposé à l’OSCE l’organisation d’une conférence sur
territoire helvétique ainsi que sa médiation. 8

MOTION
DATUM: 31.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Au printemps, les deux conseils ont adopté une motion de leur CPE qui demande au
Conseil fédéral d’exploiter toutes les possibilités offertes par la diplomatie suisse dans
la guerre civile au Sri Lanka afin d’obtenir un cessez-le-feu immédiat, d’autoriser l’aide
humanitaire auprès des populations touchées par la guerre civile, de permettre la libre
publication de l’information indépendante et de soutenir l’engagement de négociations
dans le but de résoudre le conflit de manière politique. Les deux conseils ont par
contre rejeté des motions de leur commission demandant l’interruption des renvois
des requérants d’asile tamouls. 9

MOTION
DATUM: 26.04.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im September 2013 reichte die SP-Fraktion eine Motion mit dem Titel «Für eine von
Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» ein. Diese
verlangte vom Bundesrat, darauf hinzuarbeiten, dass im Nahen und Mittleren Osten
eine von Atomwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freie Zone errichtet
werden kann. Der Bundesrat solle das amerikanisch-russische Abkommen zur
Vernichtung der syrischen Chemiewaffen vom 14. September 2013 zum Anlass nehmen,
den Einsatz von Massenvernichtungswaffen zu stigmatisieren und deren Besitz im
Nahen und Mittleren Osten verifizierbar zu verbieten. Er habe ja bereits in seiner
Antwort auf die Motion Markwalder (fdp, BE; Mo. 08.3359) kernwaffenfreie Zonen
befürwortet und sich für die Errichtung einer solchen im Nahen Osten ausgesprochen. 
Laut Stellungnahme des Bundesrats entspreche das Anliegen der SP einem
traditionellen Schwerpunkt der Schweizer Aussenpolitik, und zwar der Stärkung der
internationalen Sicherheit und Stabilität. Dazu gehöre auch die Unterstützung der
Anstrengungen der UNO, eine Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone
vorzubereiten. Der Bundesrat beantragte deshalb die Annahme der Motion. 10

MOTION
DATUM: 13.12.2013
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2013 wurde die Motion «Für eine von Massenvernichtungswaffen
freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» im Nationalrat von Roland Borer (svp, SO)
bekämpft, weshalb sie erst in der Herbstsession 2014 diskutiert werden konnte. 
Claudia Friedl (sp, SG) äusserte in ebendieser Herbstsession ihr Unverständnis
hinsichtlich der Bekämpfung durch Nationalrat Borer. Laut Friedl wären die Umstände
zum Zeitpunkt der Eingabe sehr günstig gewesen, um die Abrüstung im Nahen Osten
durch einen multilateralen Prozess in Gang zu setzen. Roland Borer begründete seine
Bekämpfung damit, dass es seiner Meinung nach keinen Sinn mache diese Forderung
permanent zu wiederholen, obwohl das Parlament dem Anliegen in vorhergehenden
Vorlagen bereits zugestimmt habe. Borer betonte, dass es an anderen Instanzen sei,
«endlich Remedur zu schaffen». Laut Bundesrat Burkhalter beteiligte sich die Schweiz
bereits an den Bemühungen zur Gewährleistung der internationalen Sicherheit in der

MOTION
DATUM: 15.09.2014
AMANDO AMMANN
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Region. So unterstütze man logistisch einen finnischen Vermittler vor Ort, der eine
Konferenz zur Einrichtung einer massenvernichtsungswaffenfreien Zone vorbereite.
Der Nationalrat nahm die Motion mit 128 zu 60 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Die
Gegenstimmen stammten überwiegend vonseiten der SVP-Fraktion. 11

Die Motion der SP-Fraktion «Für eine von Massenvernichtungswaffen freie Zone im
Nahen und Mittleren Osten» wurde in der Frühjahrssession 2015 im Ständerat
behandelt. Die SIK-SR hatte diese einstimmig zur Annahme empfohlen und ihr Sprecher
Roberto Zanetti (sp, SO) erklärte in der Ratsdebatte, dass man sich zwar keine Wunder
erhoffe, damit aber die Arbeit des Bundesrates unterstütze. Bundesrat Burkhalter
räumte ein, dass man das Anliegen der Motion im ersten Augenblick für naiv halten
könne, tatsächlich sei die Gefahr der nuklearen Proliferation in besagter Region aber
real, weshalb er derartige Bemühungen als absolut notwendig erachte. Der Ständerat
nahm die Motion stillschweigend an. 12

MOTION
DATUM: 03.03.2015
AMANDO AMMANN

Die Schweiz soll sich am Verteilungsmechanismus der «Koalition der Willigen«
beteiligen, forderten im September 2019 Beat Flach (glp, AG; Mo. 19.4319), Lisa Mazzone
(gp, GE; Mo. 19.4034), Guillaume Barazzone (cvp, GE; Mo. 19.4033), Kurt Fluri (fdp, SO;
Mo. 19.4037), Carlo Sommaruga (sp, GE; Mo. 19.4035) und Rosmarie Quadranti (bdp, ZH;
Mo. 19.4036) in ihren identischen Motionen. Die «Koalition der Willigen» oder eher
«Aufnahmewilligen» bezeichnete in diesem Kontext eine Gruppe von EU-Staaten, die
sich freiwillig zur Aufnahme geretteter Flüchtlinge bereit erklärten. Die Beteiligung der
Schweiz könne gemäss Motionärinnen und Motionären entweder durch die Aufnahme
eines Mindestanteils (von zwei Prozent) der Überlebenden an Bord jedes NGO-Schiffs
oder durch die Unterstützung der Küstenstaaten durch die Aufnahme von Flüchtlingen
aus deren Asylzentren erreicht werden. Die Schweiz beteilige sich via Frontex an der
Finanzierung der libyschen Küstenwache, welche Schiffbrüchige nach Libyen
zurückführe, ein Land in dem ein aktiver Konflikt schwele und in dessen
«Gefangenenlagern» Menschenrechtsverletzungen weitverbreitet seien, kritisierten die
Motionärinnen und Motionäre. Als Land mit einer langen humanitären Tradition müsse
sich die Schweiz daher umso mehr bereit erklären, Überlebende aufzunehmen. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat klar, dass die Seenotrettung eine
völkerrechtliche Verpflichtung sei und man alle Beteiligten zur Einhaltung der EMRK,
des internationalen Seerechts und der Genfer Flüchtlingskonvention aufrufe. Ad-hoc-
Lösungen zur Verteilung von Flüchtlingen stehe die Schweiz jedoch zurückhaltend
gegenüber, man setze sich eher für eine Reform des Dublin-Systems auf europäischer
Ebene ein. Die Umverteilung von Personen ohne Chance auf Asyl sei ein Pull-Faktor, der
falsche Anreize setze. Man werde aber weiterhin die Erstaufnahmestaaten auf
bilateraler und multilateraler Ebene unterstützen, so wie das bereits durch die
Beteiligung an den Plänen des EASO und dem Relocation-Programm der EU im Jahr
2015 geschehen sei. Im Rahmen des zweiten Schweizer Beitrags an ausgewählte
Mitgliedstaaten der Europäischen Union werde sich die Schweiz zudem für die Stärkung
des Migrationsmanagements in besonders stark betroffenen europäischen Staaten
einsetzen. Der Bundesrat beantragte aus diesen Gründen in allen Fällen die Ablehnung
der Motion. 13

MOTION
DATUM: 27.09.2019
AMANDO AMMANN

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits für die
humanitäre Hilfe in Höhe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekämpfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite könnten zudem an
notleidende europäische Länder vergeben werden, beispielsweise zur Bekämpfung der
prekären Lage in den Flüchtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusätzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darüber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beiträgen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 175 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. für den "Catastrophe Containment and
Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
diesen Massnahmen bereits erfüllte, beantragte er die Annahme derselbigen. 

MOTION
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN
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In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat über die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher für deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus Entwicklungsländer vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen würden. Eine
Kommissionsminderheit Grüter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das reguläre Budget für die humanitäre Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch stärker für die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets dafür verwenden solle. Bundesrat Cassis
befürwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Hälfte der erwähnten CHF 175 Mio.
kompensiert werden müssten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. 14

In der Sommersession 2020 kam die Motion der APK-NR zum Nachtragskredit für die
humanitäre Hilfe in den Ständerat. Die APK-NR hatte vom Bundesrat für das Jahr 2020
eine Aufstockung der Kredite für humanitäre Hilfe um CHF 100 Mio. verlangt, um
substanzielle Beiträge an IKRK, UNO und IFRC und deren Covid-Hilfsprogramme leisten
zu können. Die APK-SR empfehle die Motion mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme, gab
Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher der Kommission bekannt. Sommaruga erinnerte
daran, dass insbesondere afrikanische Staaten mit schwacher Gesundheitsinfrastruktur
und fragiler Wirtschaft besonders hart vom Coronavirus getroffen worden seien. Die
Aufrufe der internationalen Organisationen zeigten, dass enorme zusätzliche
Anstrengungen nötig seien, um die Folgen der Pandemie in diesen Staaten bewältigen
zu können. Zwar habe das Parlament im Nachtrag IIa bereits CHF 307 Mio. für die
Entwicklungshilfe freigegeben, die Motion sei aber aus drei Gründen weiterhin relevant.
Erstens sei sie ein Signal an die Bevölkerung, dass sich die Schweiz an den weltweiten
humanitären Anstrengungen beteiligen müsse. Zweitens unterstütze man damit den
Bundesrat in seinem multilateralen, humanitären Engagement im Rahmen der Covid-19-
Krise. Und drittens signalisiere man damit, dass das EDA bis Ende Jahr Gesuche um
zusätzliche Mittel einreichen könne, solange die Grenze von CHF 100 Mio. eingehalten
werde. Eine Minderheit Chiesa (svp, TI) empfahl die Motion zur Ablehnung, unter
anderem weil der Bundesrat in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-
2024 eine weitere Erhöhung der Ausgaben für die humanitäre Hilfe auf CHF 536 Mio.
vorsehe. Gemäss Chiesa habe der Ausbau der finanziellen Unterstützung zugunsten
multilateraler Organisationen «System» und müsse bekämpft werden. Zudem sei die
Covid-bedingte Notlage in der Schweiz so gross, dass man in erster Linie die
«Schwächsten im eigenen Land» schützen müsse. Bundesrat Cassis wies die Mitglieder
des Ständerats darauf hin, dass die vorliegende Motion alle vier Prioritäten der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 tangiere: Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Mit den bewilligten Nachtragskrediten werde man
die humanitären Appelle des IKRK, des IFRC, der UNO sowie einen dritten Appell der G-
20-Länder unterstützen. Laufende DEZA-Programme würden zudem gezielt auf die
Bewältigung der Pandemie ausgerichtet werden. Die Hälfte der geforderten CHF 100
Mio. würden aus dem regulären Haushalt finanziert, für die zusätzlichen Mittel nutze
man auch die Covid-bedingten Kreditreste. Gemäss Cassis erfülle der Bundesrat das
Anliegen der Motion mit diesen Massnahmen bereits, weshalb er sie zur Annahme
empfehle. Die kleine Kammer stimmte mit 25 zu 12 Stimmen für die Annahme der
Motion und folgte damit dem Beispiel des Nationalrats. 15

MOTION
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN

Im Dezember 2020 wurde die Motion der SP-Fraktion im Rahmen der Besprechung des
Berichts des Bundesrats über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im
Jahr 2019 abgeschrieben. Der Vorstoss hatte den Bundesrat damit beauftragt, sich für
eine massenvernichtungswaffenfreie Zone im Nahen und Mittleren Osten einzusetzen.
Die ursprünglich zu diesem Zweck unterstützte im Ausland angestellte Planung einer
Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone war 2015 zum Stillstand gekommen. 2018
wurden zwar neue Bemühungen lanciert, um eine derartige Konferenz durchzuführen.
Die Schweiz hatte sich aber nur punktuell als Beobachterin engagiert. Laut Bericht hatte
die Schweiz dann aber die 2019 erstmals stattfindende Konferenz über ihren regulären
UNO-Beitrag mitfinanziert, womit der Vorstoss als erfüllt betrachtet wurde. Der
Bundesrat teilte beim Antrag zur Abschreibung zudem mit, dass er sich auch weiterhin
für eine solche Zone aussprechen und bei sich bietender Gelegenheit Unterstützung

MOTION
DATUM: 09.12.2020
AMANDO AMMANN
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leisten werde. 16

Im März 2021 beantragte der Bundesrat die Abschreibung der Motion der APK-NR,
welche damit einen Nachtragskredit für die humanitäre Hilfe gefordert hatte. Im
Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahre 2020 liess der
Bundesrat verlauten, dass er im April 2020 einen Kredit über CHF 400 Mio. beschlossen
habe, um die negativen Folgen der Covid-Pandemie in von Armut, Konflikten und
Katastrophen geprägten Staaten zu mildern. Das Parlament hatte daraufhin im Nachtrag
IIa nur CHF 200 Mio. an Darlehen und CHF 107.5 Mio. an Beiträgen freigegeben. Diese
erfüllten das Motionsanliegen aus Sicht des Bundesrats jedoch bereits. Zusätzlich zu
den Krediten in der Entwicklungshilfe habe das EJPD einen Kredit von CHF 1.1 Mio. für
Projekte des UNO-Flüchtlingshilfswerks und des IKRK freigegeben. Die beiden Räte
schrieben die Motion kurz darauf während der Sommersession 2021 ab. 17

MOTION
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit den parteiübergreifend
gleichlautenden Motionen Flach (glp, AG; Mo. 19.4319), Mazzone (gp, GE; Mo. 19.4034;
von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) übernommen), Barazzone (cvp, GE; Mo. 19.4033;
von Vincent Maitre (mitte, GE) übernommen), Fluri (fdp, SO; Mo. 19.4037), Sommaruga
(sp, GE; Mo. 19.4035; von Mattea Meyer (sp, ZH) übernommen) und Quadranti (bdp, ZH;
Mo. 19.4036; von Irène Kälin (gp, AG) übernommen). Diese forderten eine Beteiligung
der Schweiz am Verteilungsmechanismus der «Koalition der Willigen». Nationalrat
Maitre lobte den flexiblen und pragmatischen Charakter des Verteilmechanismus, bei
dem Länder eigene Aufnahmekriterien festlegen und diese dem EASO melden können.
Da die Teilnahme nicht verbindlich sei, müsse man auch keine Anpassung im Asylrecht
vornehmen. Katharina Prelicz-Huber insistierte, dass man nicht auf eine Lösung im
Rahmen des Dublin-Abkommens warten könne, «während weiterhin Tausende von
Menschen ertrinken», auch wenn der Bundesrat ad-hoc-Lösungen nicht gerne sehe.
Kurt Fluri, der nach eigener Aussage spontane Lösungen ebenfalls ablehne, kritisierte,
dass noch immer keine gesamthafte Lösung im Rahmen des Dublin-Systems absehbar
sei. Da sich die Schweiz aber bereits an den Verteilungsabläufen beteilige, wäre die
Annahme der Motion nur symbolisch, weshalb er seine Motion zurückziehe. Bundesrätin
Keller-Sutter wies darauf hin, dass sich die meisten EU-Staaten nie an der «Koalition
der Willigen» beteiligt hätten und sich unterdessen selbst anfängliche Befürworter
aufgrund der enttäuschenden Resultate daraus zurückgezogen hätten. Man wolle das
Dublin-System nicht unterlaufen, indem Menschen ohne Chance auf Asyl auf
verschiedene Länder verteilt würden.
Der Nationalrat lehnte die fünf verbleibenden Motionen mit 97 zu 92 Stimmen ab. SP,
Grüne und Grünliberale stimmten dafür, während sich die SVP und die FDP einstimmig
dagegen aussprachen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten, wobei eine Mehrheit
die Vorstösse ablehnte. 18

MOTION
DATUM: 21.09.2021
AMANDO AMMANN

Entwicklungspolitik

Angesichts der Krise in Afghanistan forderte die APK-NR Ende August 2021 mittels einer
Motion einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in der Region. Die Schweiz
solle auch aufgrund ihrer humanitären Tradition ihre Bemühungen in Zusammenarbeit
mit allen beteiligten Parteien verstärken und dem Parlament, wenn nötig, einen
Nachtragskredit für die humanitäre Hilfe in Afghanistan vorlegen, der grössentechnisch
mit den Hilfszahlungen für Syrien vergleichbar sei. In seiner Stellungnahme im
November zeigte sich der Bundesrat besorgt über die sich verschlechternde
Sicherheits- und Menschenrechtslage in Afghanistan. Die Schweiz habe Mitte
September an der Afghanistan-Konferenz der UNO teilgenommen und sei bereit, ihre
Guten Dienste anzubieten, sofern eine Nachfrage danach bestehe. Man habe Anfang
September zudem das Budget des DEZA-Kooperationsprogramms in Afghanistan für das
Jahr 2021 um CHF 33 Mio. aufgestockt, von denen CHF 23 Mio. über einen
Nachtragskredit finanziert werden sollen. Auch im Jahr 2022 sei ein ausgeweitetes
Budget in der Höhe von CHF 27 Mio. vorgesehen, womit sich die Schweizer Hilfe bis
Ende 2022 auf CHF 60 Mio. belaufen werde. Da er die Anliegen der Motion als erfüllt
ansah, beantragte der Bundesrat deren Ablehnung. 19

MOTION
DATUM: 31.08.2021
AMANDO AMMANN
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In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit der Motion der
APK-NR für einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in Afghanistan. Fabian
Molina (sp, ZH) erklärte im Namen der Kommission, dass man im Sinne der humanitären
Tradition der Schweiz zwei Schwerpunkte festgelegt habe. Einerseits solle der
Bundesrat in Kooperation mit allen beteiligten Parteien die Menschenrechte und
Stabilität in der Region stärken. Dafür müsse der Umgang der Staatengemeinschaft –
insbesondere der Bretton-Woods-Institutionen – mit Afghanistan geklärt werden.
Andererseits solle der Bundesrat dem Parlament sofern notwendig einen
Nachtragskredit für humanitäre Hilfe unterbreiten. Der Umfang dieses Kredits müsse
sich am jährlichen Volumen für die Hilfe in Syrien orientieren, für welche die Schweiz in
den letzten zehn Jahren CHF 520 Mio. ausgegeben habe. Molina lobte das grosse
Engagement von Bundesrat und Bundesverwaltung und würdigte die CHF 23 Mio., die
der Bundesrat dem Parlament im September 2021 für die humanitäre Hilfe in
Afghanistan beantragt hatte. Dieser Betrag sei im Nachtrag II bewilligt worden, jedoch
habe sich die Situation in Afghanistan noch nicht gebessert, weshalb die humanitäre
Hilfe in den Augen der Kommission nicht nur fortgeführt, sondern ausgebaut werden
müsste. Aussenminister Cassis teilte mit, dass der Bundesrat die Ziele der Motion
uneingeschränkt teile, diese aber als erreicht erachte und daher die Ablehnung der
Motion beantrage. Die angesprochenen CHF 23 Mio. seien durch interne
Umprogrammierungen um weitere CHF 10 Mio. aufgestockt worden, zusätzlich zu den
CHF 27 Mio., die regulär im jährlichen Budget für Afghanistan vorgesehen seien. Man
stehe auch im Austausch mit Vertretern der Taliban, jedoch ohne deren Regime
anzuerkennen oder zu legitimieren. Die Schweiz habe dieses Treffen genutzt, um ihre
Besorgnis über die Gewalt an der Zivilgesellschaft auszudrücken. Die grosse Kammer
nahm die Motion gegen den Wunsch des Bundesrats mit 112 zu 55 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) an. Die SVP sowie einige Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion sprachen
sich dagegen aus. 20

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat mit der Motion der APK-NR für
einen Beitrag der Schweiz zu Stabilität und Frieden in Afghanistan. Ihre
Schwesterkommission, die APK-SR, hatte diese in der Vorberatung deutlich abgelehnt.
Eine Kommissionsmehrheit hatte den Standpunkt vertreten, dass es am Bundesrat und
nicht am Parlament liege, die Prioritäten der humanitären Hilfe festzulegen. Das
Instrument der Motion solle nicht genutzt werden, um den Bundesrat zur Umsetzung
weiterer Massnahmen im Bereich der Entwicklungshilfe zu verpflichten.
Kommissionsprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) erklärte, dass man die Entwicklung der
Menschenrechts- und Sicherheitslage in Afghanistan zwar mit Besorgnis verfolge, die
Schweiz in diesen Bereichen aber bereits tätig sei. Die Motion enthalte zwei
Forderungen: die Intensivierung der guten Dienste sowie einen Nachtragskredit für die
humanitäre Hilfe in der Region. Bischof hielt fest, dass die Schweiz ihr Engagement seit
Eingabe der Motion bereits verstärkt habe, unter anderem habe man an verschiedenen
Konferenzen teilgenommen, mit Vertretern des Taliban-Regimes gesprochen und
menschenrechtliche Forderungen gestellt. Auch der zweiten Forderung nach einem
Nachtragskredit sei der Bundesrat im September 2021 nachgekommen, zudem habe
Bundespräsident Ignazio Cassis im März 2022 zusätzliche CHF 30 Mio. für das aktuelle
Kalenderjahr in Aussicht gestellt.
Cassis erinnerte die Parlamentarier und Parlamentarierinnen daran, dass eine Krise die
andere nicht verdränge und der Krieg in der Ukraine die Situation in Afghanistan
aufgrund von Lebensmittelknappheiten sogar noch zuspitzen könnte. Der Bundesrat
behalte daher die Situation in Afghanistan im Auge und prüfe laufend, wie sich die
Schweiz einbringen könne. Die Forderungen der Motion erachtete er jedoch als erfüllt
und bat daher um deren Ablehnung.  
Die kleine Kammer folgte der Empfehlung ihrer Kommission und lehnte den Vorstoss
stillschweigend ab. 21

MOTION
DATUM: 16.06.2022
AMANDO AMMANN
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